
Bundessozialgericht

—GS4/79„
Verkündet am
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In dem Revisionsverfahren
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Klägerin und Revisionsbeklagte‚
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Beklagte und Revisionsklägerin,

beigeladegi

OOCOAPO‘QDQODDOOOol■iiüclBOOQOOGGBOI".060-o■iloli■inu.‘,

Prozeßbevollmächtigter;

unv-oooooaa..nno■■ß.aa.aooeoaooenoo...000000000.099u0l0,

hat der Große Senat des Bundessozialgerichts auf die

mündliche Verhandlung vom 6„ Dezember 4979

beschlossen;
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Ist ein Hinterbliebener Berechtigter nach 5 4 Buchst & Fremd—
rentengesetz, so sind, wenn der Versicherte keine der Voraus—

setzungen nach 5 4 Buchst a bis d Fremdrentengesetz erfüllt

hat, für den HinterbliebenenansPruch alle von dem Versicherten

bis zum Zeitpunkt der Vertreibung des Hinterbliebenen zurück—

gelegten Beitragszeiten gemäß 55 44, 45 Fremdrentengesetz auch

dann zu berücksichtigen, wenn der Versicherte erst nach der

Vertreibung des Hinterbliebenen verstorben ist.

G r ü n d e :

4. Die Klägerin des Ausgangsverfahrens begehrt von der

Beklagten Hinterbliebenenrente nach 5 42 Angestellten—

versicherungsgesetz (AVG).

Die 4909 geborene Klägerin heiratete 4952 in Preßburg,

Tschechoslowakei (dem heutigen Bratislava) den 4906 gebo—

renen 0 L (0.L.). Die Ehe wurde 4947 aus dem Ver—

schulden des Ehemannes geschieden. Beide Eheleute besaßen

zu jener Zeit die tschechoslowakische Staatsangehörigkeit;

sie sind jüdischer Abstammung und Opfer nationalsozialisti—

scher Verfolgung. Nach den Feststellungen des Landessozialw

gerichts (LSG) schlossen die Klägerin und O.L. anläßlich &m

Ehrß■■kmg■13mükürm!äna1außergerichtlichen Unterhalts—

vergleich, wonach O.L. der Klägerin lebenslang eine Unter—
haltsrente von monatlich 3.000‚— tschechischen Kronen zu
zahlen und ein Wohnrecht in seinem Haus zu gewähren hatte.

Unterhaltsleistungen hieraus erhielt die Klägerin bis

Mai 4949.

Im Februar 4948 heiratete O.L. die Beigeladene und wanderte

mit ihr nach Ecuador aus. Er hatte bis zur Auswanderung in

der Tschechoslowakei als kaufmännischer Angestellter eine

Beitragszeit von mehr als 60 Kalendermonaten zurückgelegt.
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Im Oktober 4966 starb O„L„ als ecuadorianischer Staatsangehöri—

ger in Quito/Ecuador; zu dieser Zeit war er Mitgesellschafter

eines dort ansässigen Unternehmens. Die Beigeladene lebt noch

in Ecuador;

Die Klägerin? die ebenfalls, jedoch später als O.L„, nach

Ecuador ausgewandert war3 lebt seit 4964 in der Bundesrepublik

Deutschland„ Sie besitzt die deutsche Staatsangehörigkeit und

ist als Vertriebene anerkannto

Den Antrag der Klägerin auf Hinterbliebenenrente nach 5 42 AVG

lehnte die Beklagte abo Die Klage hiergegen hat das Sozial—

gericht (SG) Hamburg abgewiesen° Das LSG hat die Beklagte Ver—
urteilt, der Klägerin Vom 4„ Juli 4972 an Hinterbliebenenrente

aus der Versicherung des O.L‚ zu gewähren„ Das LSG hat die

Revision zugelassen und zur Begründung ausgeführt; Die Warte—

zeit nach es 40 Abs 2, 25 Abs 5 AVG sei mit Rücksicht auf 5 4

Buchst e‚ 55 44, 45 Fremdrentengesetz (EEG) erfüllt° Zwar habe

der Versicherte O‚L. nicht zu dem Personenkreis des @ 4 Buchst

a bis d FRG gehört° Als Hinterbliebene und anerkannte Vertrie—

bene sei die Klägerin selbst aber Berechtigte nach 5 4 Buchst e
FRG‚ Der erhobene Anspruch rechtfertige sich aus 5 42 Satz 4

AVG zweiter Alternative; denn O‚L„ habe der Klägerin zur Zeit

seines Todes aus einem sonstigen Grunde Unterhalt zu leisten

gehabt°

Ob die Klägerin nach tschechoslowakischem Recht zumindest auf—

grund der Unterhaltsvereinbarung zur Zeit des Todes von O‚L.

einen Unterhaltsanspruch gehabt habe, bedürfe keiner abschlie—

ßenden Ermittlung„ Denn der Unterhaltsanspruch ergäbe sich

jedenfalls aufgrund des Eingliederungsgedankens des FRG aus

deutschem Recht„ Das EEG ordne die Eingliederung ausdrücklich

zwar nur bei den vorrangigen versicherungsrechtlichen Fragen

an“ Es erscheine jedoch nicht sinnvoll, zwar das Arbeits— und

Versicherungsleben des Versicherten als in Deutschland zurück—

gelegt zu fingieren.3 es jedoch für die nicht ausdrücklich

geregelten Sachverhalte bei der Anwendung des alten Heimat—

rechts zu belassen„ Die Klägerin habe gegen O‚L. einen Anspruch
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auf Unterhalt gehabt° Zur Zeit seines Todes hätte ihr O.L. als

schuldig Geschiedener bei — unterstellter — Anwendung des 5 58

Ehegesetz (EheG) Unterhalt gewähren müssen und können°

2„ Der 44° Senat des Bundessozialgerichts (BSG) hat mit Beschluß

vom 34. Januar 4979 — 44 RA 29/78 — dem Großen Senat des BSG„
(GS) unter Berufung auf 5 45 Sozialgerichtsgesetz (SGG) folgen—

de Bechtsfrage zur Entscheidung vorgelegt; '

"Kann ein Hinterbliebener ein Recht auf Hinter—

bliebenenleistungen nach 5 4 Buchst a) iVm 55 44,

45 (und ggf 46) Fremdrentengesetz auch dann haben,

wenn nur der Hinterbliebene als Vertriebener an—
erkannt ist‚ der Versicherte aber keine der Voraus—

setzungen des 5 4 Fremdrentengesetz erfüllt und er

auch nicht schon vor der Vertreibung des Hinter—

bliebenen verstorben ist ?"

Zur Begründung hat der 44° Senat im wesentlichen folgendes

ausgeführt;

Die vorgelegte Frage sei von grundsätzlicher Bedeutung°

Ihre Beantwortung kläre die Rechtsstellung vieler Hinter—

bliebener einschließlich von Spätaussiedlern. Sie bedürfe des—

halb der Entscheidung des GS sowohl zur Fortbildung des Rechts

als auch zur Sicherung einer einheitlichen Rechtsprechung°

Von der Beantwortung der gestellten Frage hänge die Entschei—

dung über die Revision der Beklagten ab., Die Klägerin sei als

Berechtigte nach @ 4 Buchst a FRG — nicht, wie das LSG meine,

nach Buchst e — anzusehen, Bei Verneinung der Rechtsfrage sei der

Revisionider Beklagten bereits wega1Fkahlensder Wartezeit (@ 40 Abs 2
AVG) stattzugeben° Andernfalls sei der Rechtsstreit an das LSG
zurückzuverweisen‚ Für die unterhaltsrechtlichen Beziehungen

zwischen geschiedenen Ehegatten sei nämlich auch bei ERG—

Berechtigten ausschließlich das zivile Unterhaltsrecht maß—

gebend‚ hier also das tschechoslowakische Gesetzes— oder

Vertragsrecht, Ob und ggf in welcher Höhe die Klägerin daraus

gegen O.L. zur Zeit seines Todes einen Unterhaltsanspruch

besessen habe, müßte das LSG dann noch feststellen.
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Nach der Rechtsprechung des BSG sei es anerkannt‚ daß vertrie—

bene Hinterbliebene auch dann ein Recht auf Hinterbliebenen—

leistungen hätten, wenn derjenige9 von dem sie dieses Recht

ableiteten (der ”Versicherte“), selbst nicht Vertriebener sei.

In bezug auf die Anrechnung von Beschäftigungszeiten nach @ 46
FRG sei dabei allerdings » mehr oder weniger eindeutig — zum

Teil die Einschränkung betont worden, daß der Versicherte schon

vor der Vertreibung gestorben ist, Der 44„ Senat habe die Recht

sprechung über ein eigenständiges Recht der als Vertriebene
anerkannten Hinterbliebenen für Ersatzzeiten fortgesetzt

(Urteil vom 47„ März 4967 — 44 RA 292/65 — und seen 36‚ 25533

wobei es sich ebenfalls um Fälle gehandelt habe? in denen der

Versicherte bereits vor der Vertreibung der Hinterbliebenen im

Vertreibungsgebiet verstorben gewesen sei. Im Urteil vom

490 März 4976 (BSGE 449 257) habe er allerdings für einen Fall?

in dem der Versicherte erst Jahre danach im Vertreibungsgebiet

gestorben sei, entschieden? daß die von dem Versicherten nach

der Vertreibung der Hinterbliebenen im Ausland zurückgelegten

Beitrags— und Beschäftigungszeiten nach @@45 und 46 FRG nicht
berücksichtigt werden könnten" Demgegenüber habe der 49 Senat

in einem Fall? in dem der Versicherte nach der Vertreibung und

Übersiedlung ins Bundesgebiet verstorben und nur seine Ehe—

frau als Vertriebene anerkannt worden war" die Beschäftigungs—

zeiten dieses Versicherten im Vertreibungsgebiet nicht gemäß
5 46 FRG bei der Witwenrente berücksichtigt3 weil die bis—

herige Auslegung des 5 46 FRG durch des BSG nur gerechtfertigt

sei9 wenn der Beschäftigte ohne den vorzeitigen Tod eine Ver—

treibung erlitten hätte (Urteil vom 25„ März 497? — SozR 5050

5 46 Nr 40):

Danach ließen sich unterschiedliche Grundlinien und Tendenzen

im Hinblick auf die vorgelegte Rechtsfrage erkenneno Gehöre

nur der Hinterbliebene$ nicht aber der Versicherte zum Perso—

nenkreis des 5 4 Buchst a bis d FRG‚ solle der Hinterbliebene

nach der einen Richtung offenbar nur dann Hinterbliebenen—

leistungen erhalten können‚ wenn der Versicherte schon vor der

Vertreibung der Hinterbliebenen gestorben sei und ohne den

_ 6 „
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Tod dem Personenkreis des 5 1 Buchst a bis d FRG angehört hätte.
Die andere Richtung billige den Anspruch auf Hinterbliebenen—

leistungen ohne Rücksicht darauf zu, wann der Versicherte gestor—

ben und aus welchen Gründen er nicht Berechtigter nach 5 4
Buchst a bis d FRG geworden sei.

Der 41. Senat möchte der letzteren Richtung folgen. Er hält

sich hieran nicht für gehindert durch die oa Entscheidung des

4, Senats vom 25. März 4977. weil sich diese auf Beschäftigungs—
zeiten nach 5 16 FRG bezogen und auf die Auslegung jener Vor—

schrift beschränkt habe. Hier gehe es dagegen um Beitragszeiten

nach 5 15 FRG. Auch bei Bejahung seiner Vorlagefrage sei es nicht

ausgeschlossen, in dem Sonderfall des 5 46 FRG Beschäftigungs—

zeiten nur unter den vom 4. Senat dargelegten Voraussetzungen

anzurechnen. Er habe deshalb die Vorlage nicht auf 5 42, sondern
auf 5 45 SGG gestützt.

Für seine Ansicht führt der 44. Senat weiterhin aus:
Die allseits anerkannte Meinung, daß für Hinterbliebenenleistungen

nach dem FRG Zeiten des Versicherten anzurechnen seien, obwohl

dieser im Zeitpunkt seines Todes keine Rente nach dem FRG erhalten

konnte, entferne sich bereits von versicherungsrechtlichen Grund—

sätzen. Dem das FRG beherrschenden Eingliederungsgedanken, mit

dessen Sinn und Zweck dies zutreffend gerechtfertigt werde, sei

aber nur unzureichend genügt, wenn nur beim Tod des Versicherten

vor der Vertreibung der Hinterbliebenen und Unterstellung seiner

Vertriebeneneigenschaft das Recht auf Hinterbliebenenleistungen

entstehen sollte. Das Vertriebenenschicksal sei häufig ein Einzel—

schicksal, bei dem aus Familien nur einzelne Personen die Ver—

treibung erlitten hätten. Für sie müsse ebenfalls das Eingliede—

rungsprinzip gelten. Der Gesetzgeber habe allen Vertriebenen für

die im Zeitpunkt der Vertreibung verlorene Sicherung Ersatz bieten

wollen, der auf den Sachstand im Zeitpunkt der Vertreibung ab"

gestellt sei. Das davor liegende Arbeits— und Versicherungsleben

werde durch ein fiktives, im Bundesgebiet zurückgelegtes Arbeits—

und Versicherungsleben ersetzt.

Allerdings könnten aus diesem Grunde Zeiten nach der Vertreibung
...7_
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der Hinterbliebenen nicht angerechnet werden, abgesehen vom
Fall des 5 28 Abs 4 Nr 5 AVG„ Diese zeitliche Zäsur schließe
alle denkbaren Fälle des Erwerbs von abgeleiteten FRG—Zeiten

nach der Vertreibung aufgrund von 5 4 Buchst a FRG aus. Sie
mache gleichzeitig die Spekulative Überprüfung entbehrlich,

ob der Versicherte in der Bundesrepublik als Vertriebener

anerkannt worden wäre bzw ob er einen der anderen Tatbestände

des 5 4 Buchst b bis d BBG erfüllt hätte.

II

4. Die Besetzung der Richterbank, die vorab von Amts wegen zu

prüfen ist (BSGE 50‚ 467, 469; 44, 44, 42), richtet sich
nach dem vom 44° Senat angegebenen Anrufungsgrund (5 45

iVm 5 44 Abs 5 Satz 2 zweite Alternative SGG).

Zwar wäre der vom 44. Senat angegebene Anrufungsgrund nach

5 45 SGG dann nicht maßgeblich für die Besetzung der
Richterbank, wenn es sich in Wahrheit um eine Divergenz—

Anrufung nach 5 42 SGG handeln würde; denn diese ginge der

Anrufung nach 5 45 SGG vor (BSGE 50, 467, 470; 44, 454,
453). So ist es hier jedoch nicht.

Der G8 ist nach 5 42 SGGanzurufen, wenn ein Senat des BSG
in einer Rechtsfrage von der Entscheidung eines anderen

Senats oder des GS abweichen will. Es kennt also darauf an,

ob die Vorlage eine entscheidungserhebliche Rechtsfrage auf—

wirft, zu der bereits eine Entscheidung eines anderen Senate

vorliegt, von der der vorlegende Senat abweichen will. In

Betracht kommt hier die Entscheidung des 4° Senats des BSG

vom 25. März 4977 — 4 RJ 424/75 — (BSGE 43, 224 = SozR 5050
5 46 Nr 40), wonach Beschäftigungszeiten des Versicherten
nach 5 46 EEG bei der Witwenrente nicht zu berücksichtigen
sind, wenn jener erst nach Übersiedlung in das Bundesgebiet

verstorben ist und dort nur seine Ehefrau (die spätere

Witwe) als Vertriebene anerkannt werden war,
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Der 44. Senat will nicht iS von 5 42 SGG in dieser Rechtsfrage

von der Entscheidung des 4. Senats abweichen. Dafür wäre einer—

seits Identität zwischen der vom 4. Senat entschiedenen Rechts—

frage mit der von der Vorlage aufgeworfenen Rechtsfrage in dem

Sinne erforderlich, daß (schon) bei einer sich an dem Vorlage—

beschluß und den bisherigen Entscheidungen orientierenden, im

Rahmen der Besetzungsfrage noch nicht erschöpfenden Prüfung nur

eine einheitliche Entscheidung möglich erschiene, andererseits

die aus der Vorlage ersichtliche Entschlossenheit des 44. Senats,

in dieser Rechtsfrage die Preisgabe der Rechtsprechung des

4, Senats zu erreichen (seen 50, 467, 469; 44, 454, 455). Der
GS hält diese Voraussetzungen hier nicht für gegeben.

Die Vorlage des 44. Senats betrifft die Berücksichtigung von

Beitragszeiten (% 45 EEG). Trotz des im Tenor des Vorlage—

beschlusses enthaltenen Klammerzusatzes "(und ggf @46)" wird
dies aus der Beschlußbegründung deutlich. Eine Vorlage mit dem

Ziel der Auslegung von @ 46 FRG wäre auch unzulässig gewesen,
weil die Anwendung dieser Vorschrift für die Entscheidung über

die Revision der beklagten Bundesversicherungsanstalt für

Angestellte (BfA) nach dem vom LSG festgestellten Sachverhalt
nicht erheblich ist. Gleichwohl könnte es sich in beiden Fällen

um dieselbe Rechtsfrage iS von 5 42 SGG handeln, wenn — wie

schon gesagt — dazu nur eine einheitliche Entscheidung möglich

wäre. Denn Identität zwischen zwei Rechtsfragen in diesem Sinne

erfordert nicht, daß sie in derselben Rechtsnorm geregelt sind
(BSGE 29, 225, 229; Meyer—Ladewig, Kommentar zum SGG, Anm 4 zu
% 42; Peters/Sautter/Wolff, Kommentar zum SGG, Anm zu € 42,
jeweils mwN).

Die Frage der Identität läßt sich vom Norminhalt der 55 45 und 46

FRG nicht ohne weiteres mit ja oder nein beantworten. Ein Unter—

schied zwischen beiden Vorschriften besteht neben tatbestand—

lichen Verschiedenheiten jedenfalls darin, daß 5 45 FRG die
Berücksichtigung ausländischer Beitragszeiten, @ 46 FRG dagegen

ausländische Beschäftigungszeiten betrifft. Zeiten, die bereits

als Beitragszeiten nach 5 45 FRG gelten, scheiden bei der
_.9_.
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Anwendung des 5 46 BBG aus (vgl 5 46 Satz 4 FRG ”„.. soweit sie
nicht mit einer Beitragszeit zusammenfällt“; ferner Jantz/Zweng/

Eicher, Das neue Fremdrenten— und Auslandsrentenrecht, 2‚ Aufl,

5 46 BBG Anm 9; Hoernigk/Jahn/Wickenhagen, Kommentar zum EEG,

4978, 5 46 Anm 6 - s 480/5 _ mwN; vgl auch BSGE20, 282, 292).

Auch nach der Begrenzung der Fragestellung aus dem konkreten

Sachverhalt, die für die Beurteilung heranzuziehen ist, ob

"dieselbe" Rechtsfrage iS von 5 42 SGG vorliegt (BSGE 29, 225,

228), sind unterschiedliche rechtliche Schlußfolgerungen möglich

Den Sachverhalten des Ausgangsverfahrens und der Entscheidung

des 4„ Senats vom 23. März 4977 nach geht es zwar jeweils um die

Anrechnung von für den Witwenrentenanspruch relevanten Auslands—

zeiten eines Versicherten, der erst nach der Vertreibung der

Hinterbliebenen außerhalb des Vertreibungsgebietes verstorben

ist° Ein tatsächlicher Unterschied besteht jedoch — wie schon

ausgeführt wurde — bereits in dem rechtlichen Charakter, der

den zu berücksichtigenden Zeiten im Herkunftsland zukam. @@45

und 46 FBG haben zudem einen unterschiedlichen dogmatischen

Hintergrund: Während die Berücksichtigung von Beitragszeiten

nach @ 45 FRG (immer noch) mit dem Grundsatz der Entschädigung

für verlustig gegangene Selbstversorge gerechtfertigt wird
(vgl Merkle/Michel, Kommentar zum Fremdrenten— und Auslandsrente

Neuregelungsgesetz, }. Aufl, Allg° Einführung unter C II, ferne1

% 46 Anm 4), verwirklicht % 46 BBG ganz deutlich die mit dieser
Neuregelung verfolgte Eingliederung der Vertriebenen (vgl BT—

Drucks 4409, 5. Wahlperiode, Begr. zu 5 46 —S 40 — ). In Recht—
6pre0hung und Literatur wird deshalb auch davon ausgegangen,

daß zwischen dem Geltungsbereich des 5 45 und dem des 5 46 BBG

erhebliche Unterschiede bestehen (vgl BSGE 40, 292, 294 ff;

Schroeter/Kintzel in EVO—Gesamtkommentar, FANG, Art 4 5 46 BBG,
Anm 2 — Erg. Lfg Dez. 4974 — ; Merkle/Michel, aaO, 5 46 EEG

Anm 4;'Jantz/Zweng/Eicher, aaO, S 46 Anm 8 und 9)„

Es läßt sich zwar nicht verkennen, daß beide Vorschriften in

einem engen sachlichen und rechtlichen Zusammenhang stehen.

Das ist nach der Recht5prechung des GS allein jedoch nicht
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ausreiciend für die Bejahung einer Divergenz nach 5 42 SGG Cvgl
BSGE 295 2255 229}„ Jedenfalls kann weder vom Norminhalt der

@@45 und 46 BBG noch von der sachverhaltlichen Begrenzung der

Fragestellung her ohne weiteres der Schluß gezogen werden? es
handele sich um gleiche Rechtsfragen iS von 5 42 SGG„'Unerschiedw

liche Auffassungen hierzu sind objektiv vertretbara

In dieser Situation gewinnt die Auffassung des vorlegenden Senats

eine entscheidende Bedeutung Cvgl G8 in BSGE 44$ 454‚ 455)„ In

der Begründung der Vorlage deutet der 440 Senat zwar an& daß zu
€ 46 FRG eine Auslegung denkbar sei‚ die seiner Auffassung zu
@ 45 entspreche; anschließend daran stellt der 44:; Senat jedoch

ausdrücklich fest$ daß eine unterschiedliche Auslegung der in

Rede stehenden Sachverhalte für 5 45 und 5 46 FRG von Rechts

wegen nicht ausgeschlossen sei und daß zu 5 46 FRG der Auffas«

sung des 4„ Senats gefolgt werden könnte° Damit hat er mit aller

Deutlichkeit zu erkennen gegeben‚ daß es ihm in diesem Verfahren

grundsätzlich nur um den Anwendungsbereich des 5 45 BBG geht
und daß er zwischen diesem und dem Anwendungsbereich von 5 46 BBG

keine Verknüpfung derart sieht? daß zu dem von der Vorlage ge»

kennzeichneten Sachverhalt insoweit nur eine einheitliche Aus—

legung möglich sei? es sich mithin um ein und dieselbe Rechts—

frage iS von 5 42 SGG handele„ Ebenso muß übrigens die Entscheidung
des 4„ Senats vom 23; März 49?? (aaO) verstanden werden„ Er führt

in der Begründung ausdrücklich an (BSGE 43, 224‚ 226)? daß seine

Auffassung? die Werte "vor der Vertreibung” in % 46 FRG beträfen

nur die Person des Versicherten3 nicht in Widerspruch zum Urteil

des 44, Senats vom 49„ März 49?6 (seen 44, 257 = SOZR5050 @45
Nr 5} stehe‚ wonach es für die Berücksichtigung von Beitrags—

zeiten nach 5 45 FRG auf den Zeitpunkt der Vertreibung 333

Hinterbliebgnen ankommea wie 5 46 BBG verdeutliche= Der 44‚ Senat

habe — so der 4„ Senat — damit nur einen allgemeinen Gedanken des

t hält mithin unter—FRG für 5 45 BBG übernommen„ Auch der 4, er8 la

schiedliche Auslegungen von 55 45 und 46 BBG für möglich; andern—
falls hätte er selbst den G8 nach 5 #2 SGG anrufen müssen,

Die dargestellte Auffassung des 44„ Senats7 die mit der des

4„ Senats übereinstimmt9 über die iS von % &2 SGG fehlende
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Identität zwischen S5 45 und 46 FRG ist in Anbetracht der
schon erwähnten Verschiedenheiten beider Normen trotz ihres

Sachzusammenhangs objektiv vertretbar, Es sind erst recht keine

Anhaltspunkte dafür ersichtlich, daß sie mißbräuchlich oder

auch nur willkürlich wäre. In einem solchen rechtlichen Zwei—

felsfall muß der GS bei der Beurteilung der Frage nach dem

Inhalt der Bechtsfrage iS von 5 42 SGG als Voraussetzung für
seine Entscheidung über die Besetzung der Richterbank von der

Auffassung des vorlegenden Senats ausgehen, jedenfalls dann,

wenn die Vorlage nach dem in dem Vorlagebeschluß dokumentierter

Willen des vorlegenden Senats nicht zum Ziel hat., die erwünsch-

te Entscheidung mit Regelungswirkung auf den Inhalt der von

einem anderen Senat für eine andere Norm entschiedenen Rechts—

frage auszudehnen.

Davon kann hier aber nicht ausgegangen werden° Die Vorlage des

44° Senats betrifft — wie schon ausgeführt — die Auslegung

des 5 45 FRG‚ Selbst wenn er dabei Zweifel an der Rechtsauf—
fassung des 4" Senats zu 5 46 EEG geäußert haben mag? doku—

mentiert dies — wie die Begründung zeigt — noch nicht seine

für die Beurteilung des Vorlageoharakters maßgebliche Ent—

schlossenheit„ hiervon abzuweichen, oder die auf eine Preis—

gabe der Rechtsprechung des 4„ Senats zu 5 46 FRG gerichtete

Absicht seiner Vorlage. Das wäre aber für die Umdeutung der

Vorlage vom Ziel und Inhalt her in eine Divergenz—Anrufung

nach 5 42 SGG erforderlich (G8 in BSGE 50, 467, 469 ff; 44,

454, 455)—

Nach allem beurteilt sich die Besetzung der Richterbank nach

dem vom 44. Senat bezeichneten Anrufungsgrund iS von @ 45 SGG.

An der Entscheidung des GS nimmt somit neben der Stammbesetzung

ein vom Vorsitzenden des 44. Senats — der dem G8 bereits nach

5 44 Abs 4 SGG angehört — benanntes weiteres Mitglied des

44° Senats teil (% 45 iVm 5 44 Abs 5 Satz 2 zweite Alternative

SGG; G8 in BSGE 29, 225, 230), Nach 5 44 Abs 4 und 5 Nr 4 SGG

sind ferner je zwei ehrenamtliche Richter
aus dem Kreis der

Versicherten und der Arbeitgeber zu beteiligen.

_ 42 _
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29 Die Vorlage ist zulässig‚

Die Entscheidung über die Revision der Beklagten hängt von
der Beantwortung der gestellten Fragen ab (BSGE 44, 41, 45);

denn der Bestand des Rentenanspruchs der Klägerin setzt ua

voraus, daß ihr die von O‚L° im Vertreibungsgebiet zurück—

gelegten Beitragszeiten nach Maßgabe des 5 45 FRG zugerechnet

werden‚ Verneinendenfalls fehlte es nach dem festgestellten

Sachverhalt bereits an der Erfüllung der Wartezeit nach @ 40

Abs 2 AVG (@ ■#_FRG)‚ Dem 14„ Senat ist ferner darin zuzustim—

men‚ daß es für die Entscheidungerheblich ist, ob die Kläge—
rin zum Personenkreis nach 5 1 Buchst a FRG gehört, Fiele sie

lediglich unter die Berechtigten nach % 4 Buchst e_FRG
(Hinterbliebene einer der in Buchst a bis d genannten Personen

bezüglich der Gewährung von Leistungen an Hinterbliebene)‚

wie es das LSG angenommen hat, so stünde ihr ein AnSpru0h

nicht zu, weil O„L„ nicht zum Kreis der nach 5 4 Buchst a
bis d FRG Berechtigten gehört hate

Zu den Voraussetzungen des 5 42 AVG für den Anspruch auf}■■rrhüe—
bän■■hemédntndafésimiRahmen der Erheblichkeit der vorgelegten

Frage keiner Erörterung‚ ob der Auffassung des LSG - deutsches

Unterhaltsrecht — oder der im Vorlagebeschluß beschriebenen

Auffassung des 44° Senats — tschechoslowakisches Unterhalts—

recht — zu folgen ist" Für beide Meinungen zu diesem von der

Vorlagefrage nicht erfaßten Teilrechtskomplex kommt es an

die Beantwortung der Vorlagefrage an„ Denn die davon abhängige

Frage nach der Erfüllung der Wartezeit zugunsten der Klägerin

ist für beide Auffassungen vorgreiflich„ Im übrigen handelt

es sich hierbei um Vorfragen der Vorlage, bei denen der GS

grundsätzlich von der Auffassung des vorlegenden Senats

auszugehen hat (vgl dazu Beschluß des Gemeinsamen Senats der

obersten Gerichtshöfe des Bundes vom 50, April 1979 — GmS—OBG

4/78 — )-

Die vorgelegten Rechtsfragen haben grundsätzliche Bedeutung

iS von 5 43 SGG, denn sie sind auch künftig noch von weit—

tragender Bedeutung für das gesamte Fremdrentenrecht9 wie

die vom 14„ Senat zutreffend dargestellte Diskussion hierüber

in Rechtsprechung und Literatur zeigt.
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Soweit es schließlich die weitere Voraussetzung des 5 45

SGG anbelangt, daß die Vorlage der Rechtsfortbildung oder

der Sicherung einer einheitlichen RechtsPreohung dienen

muß, kommt es nach der Rechtsprechung des GS allein auf

die Auffassung des vorlegenden Senats an (BSGE 44, 44, 45

mwN). Der 44" Senat hat beide Bedingungen bejaht.

III

Der GS bejaht die ihm vom 440 Senat vorgelegte Frage.

Die Klägerin gehört zu dem Personenkreis der Berechtigten

nach 5 4 Buchst a FRG.

Nach 5 4 Buchst a FRG findet das FRG — mit Ausnahme der
55 5 Abs 4 und 47 « Anwendung auf Vertriebene iS des 5 4
Bundesvertriebenengesetz (BVFG), die als solche im Geltungs»

bereich des EEG anerkannt sind. Diese Umstände treffen auf

die Klägerin zu. Sie ist Vertriebene im Sinne von @ 4 BVFG
und als solche im Bundesgebiet anerkannt (zur Wirkung der

— hier nicht streitigen — Anerkennung vgl Merkle/Michel,

aa0, @ 4 Anm 53 Hoernigk/Jahn/Wickenhagen, aaO, S 4 Anm 4;

Jantz/Zweng/Eicher, aaO, % 4 Anm 5). Für ihre Berechtigung

aus 5 4 Buchst a FRG ist es unerheblich, daß der verstor—
bene O.L‚ selbst nicht als Vertriebener anerkannt worden

ist‚ Daß diese Auslegung des 5 4 Buchst a DRG, die bereits

aus dem Wortlaut folgt, auch der Absicht des Gesetzgebers

entspricht, ergibt sich aus den Motiven (vgl BT—Drucks 4409,

3. Wahlperiode, Begr° zu 5 4 FRG — S. 57 — ). Sie entspricht

dem Sinn des das EEG beherrschenden Eingliederungsgedankens

und wird - soweit ersichtlich — von der Rechtsprechung des

BSG und-von der Literatur einheitlich in dieser WeiSe

beantwortet (vgl insbesondere BSGE 24, 254 = 8023 Nr 6 zu
5 46 EEGund BSGE56, 255, 256 ff = SozR Nr 72 zu 5 4254

EVO;aber auch:BSGE44, 257, 258ff; 45, 224, 225; Urteile
vom 4' Dezember 4966 — 4 HJ 457/66 : ZfS 4967, 245, vom

28. Februar 4967 — 4 RJ 40?/65 = VdK Mitt 4967, 244 = Praxis

4967, 524, vom 47. März 4967 - 44 RA 292/65 _, vom
_ 44 _
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24° September 49?4 — 42/44 BA 68/70 —; ferner: Schroeter3 Kintzel,
aaO9 BBG % 4 Anm 42 — BrgaLfg März 4973 —; Verbandskommentar‚
Band III‚ FRG % 4 Anm 45----46° Erg,Lfg; Merkle/Michel„ aaO, FRG
@4 Anm 42; Hoernigk/Jahn/Wickenhagen, aaO, S 4 Anm 45; Jantz/
Zweng/Eicher‚ aa09 @ 4 Anm 5; Bergner in Soners 4974.) 474;
Ludwig in Soners 4976, 56; Jahn in der Ann zu BSGE 45, 224 in

8%b 49789 55)«

2° Die Einbeziehung der Hinterbliebenen in den Regelungsbereich

des EEG sollte? wie die historische Entwicklung beweist,

diesem Personenkreis eine eigenständige Berechtigung auf

Hinterbliebenenleistungen verschaffen. Das FRG ist als

Artikel 4 des Gesetzes zur Neuregelung des Fremdrenten— und

Auslandsrentenrechts und zur Anpassung der Berliner Renten-

versicherung an die Vorschriften des Arbeiterrentenversiche—

rungszeuregelungsgesetzes — ArVNG — und des Angestellten—

versicherungszeuregelungsgesetzes — AnVNG — (Fremdrentenm

und Auslandsrenten—Neuregelungsgesetz —FANG—) vom 25‚Februar

4960 (BGBl I 95) am 4„ Januar 4959 in Kraft getreten (Art 7

5 5 Abs -’| Satz 1 Fine), Gleichzeitig trat das bis dahin gel—
tende Fremdrenten— und Auslandsrentengesetz vom ?„ August 4955

(BGBl I 848 — FAG) — von wenigen Ausnahmen abgesehen — außer

Kraft (Art ? 5 5 Abs 4 Satz 2 und Abs 2 und 5 FANG)° Das FAG

in seiner ursprünglichen Fassung vom ?. August 4955 (BGBl I

848) sah bereits die Gewährleistung von Hinterbliebenen“

ansprüchen vor° Nach 5 4 Abs 2 Nr 2 Satz 4 FAG stand der

Leistungsanspruch nach Abs 4 zu ua Personen “der nachstehend

unter den Buchstaben a bis d bezeichneten Art‚ die in einer

gesetzlichen Unfallversicherung oder in einer gesetzlichen

RentenVersicherung bei einem nicht deutschen Versicherungsw

träger versichert waren3 sowie Hinterbliebenen solcher Versi«

cherten"°

Diese Regelung erwies sich als nachteilig für die Hinterblie—

benen von solchen Volksdeutschen mit ausländischer Staats—

angehörigkeit, die wegen vorzeitigen Todes aus ihren früheren

Wohngebieten (Tschechoslowakei, Ungarn, Jugoslawien ua) nach

4945 nicht mehr in die Bundesrepublik gelangen und die deutsche
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Staatsangehörigkeit erwerben konnten° Diese Hinterbliebenen

erhielten wegen ihres nur abgeleiteten Rechts keine Leistungen.

Das Zweite Gesetz zur Änderung des FAG vom 4. September 4956

(BGBl I 767) änderte deshalb die bezeichnete Regelung ab. 5 4

Abs 2 Nr 2 FAG erhielt folgende Fassung:

“2, Personen, die in einer gesetzlichen Unfallversicherung oder

in einer gesetzlichen Rentenversicherung bei einem nicht deut—

schen Versicherungsträger versichert waren, sowie Hinterbliebene

solcher Versicherter, sofern die Leistungsberechtigten sind:

a) Deutsche „,
b) frühere deutsche Staatsangehörige ..,
c) heimatlose Ausländer .„„ “

Beachtlich an dieser Neuregelung ist, daß Hinterbliebene hier—

durch unmittelbar in den Kreis der eigenständig Berechtigten

einbezogen wurden, sie wurden wie jene als "die Leistungs—

berechtigten" bezeichnet. Im Sohriftlichen Bericht des Aus—

schusses für Sozialpolitik ist als Begründung für diese Gesetzes

änderung ua ausgeführt (vgl zu BT—Drucks 2487, 2. Wahlperiode):

"Die Nichtanerkennung von Ansprüchen Hinterbliebener in solchen

Fällen" (Ann: gemeint ist die bisherige Regelung), "zu der die

Versicherungsträger im Bundesgebiet erst in letzter Zeit über—

gegangen sind, ist unhaltbar° Sie_entspricht nicht der grund—

sätzlichen Anerkennung solcher Ansprüche, die in 5 90 des
Bundesvertriebenengesetzes ausgesprochen ist, und zu deren

Durchführung das Fremdrentengesetz erlassen wurde.: Es lag auch

weder in der Absicht der Bundesregierung noch des Sozialpoliti—

schen Ausschusses des 1. Bundestages, Hinterbliebene aus den

vorgenannten Vertreibungsgebieten schlechter zu stellen als

solche aus den übrigen deutschen Ostgebieten„

Die im ihterfraktionellen Antrag — Drucksache 2504 — vorgeschla—

gene und vam Sozialpolitischen Ausschuß gebilligte Neufassung,

welche dem Hohen Hause als Drucksache 2487 vorliegt, trägt durch

die Änderung des 5 4 Abs 2 Nr 2 des Fremdrentengesetzes dem
Rechnung° In Zukunft soll es genügen, wenn eine Witwe oder eine

Weise eines auch in den vorgenannten Vertreibungsgebieten

gewesenen Mannes die im.Gesetz vorgesehene Voraussetzung,
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Deutscher nach Art 446 des Grundgesetzes zu sein, in ihrer

Person erfüllen."

Die Systematik dieser Regelung wurde in 5 4 Buchst a FRG bei—
behalten. Zur Begründung des Regierungsentwurfs des FANG wird

'hierzu ua ausgeführt (vgl BT—Drucks 44093 5. Wahlperiode? Teil B,

zu 5 4 — S. 57 — ):

"Buchstabe a beschränkt sich auf die Vertriebenen im Sinne des

5 4 des Bundesvertriebenengesetzes (BVFG), die als solche im

Bundesgebiet oder im Land Berlin anerkannt sind. Die Flüchtlinge

und Zuwanderer aus der sowjetisch besetzten Zone und dem sow—

jetisch besetzten Sektor von Berlin sind durch @ 5 Abs 4 und

5 47 Abs 4 Buchstabe a erfaßt. In Buchstabe a sind auch die

Hinterbliebenen solcher Personen erfaßt. die keine Vertriebenen

sind. unter der Voraussetzung, daß die Hinterbliebenen selbst

dem Personenkreis der Vertriebenen angehören. In Buchstabe d"

(Ann: dem heutigen Buchstaben e) "sind dagegen die Hinterbliebenen

angesprochen, die selbst nicht unter den Personenkreis der Buch—

staben a bis 0 fallen."

Aus dieser Entwicklung ergibt sich mit großer Deutlichkeit, daß

der Gesetzgeber aus den Besonderheiten der hier anzutreffenden

Lebensschicksale und auf der Grundlage der von ihm deshalb »
aber auch aus allgemeinen sozialpolitischen Erwägungen — für

erforderlich gehaltenen Eingliederung der Flüchtlinge und Vertrie—

benen ein Bedürfnis anerkannt hat, Hinterbliebenen in ihrer Rechts—

position zur Rentenversicherung eine dem "Versicherten“ selbst

zustehende Gleichrangigkeit ein2hräumen, wenn sie selbst jenem

Personenkreis zuzurechnen sind. Sie erhalten ein eigenes Guthaben

von Versicherungszeiten, das auch als originäres Leistungsrecht

bezeichnet wird (so Jantz/Zweng/Eicher, aaO, S 4 Anm 2). Damit

wurde aber gleichzeitig der im Rentenrecht sonst vorherrschende

Grundsatz mindestens partiell verlassen, daß das Hinterbliebenen—

recht grundsätzlich (nur) ein von dem Versichertenrecht abgelei—

teter Anspruch sein könne.

5. Die eigenständige Berechtigung Hinterbliebener als ein wesent-

licher Maßstab für die Beantwortung der Vorlagefrage wird auch

aus der Grundkonzeption des EEG deutlich. Dem FAG und dem FRG
.
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liegen dogmatisch und konzeptionell ganz verschiedene Intenti—

onen zugrunde.Das FAG ging wie seine Vorläuferregelungen (vgl

die Darstellung bei Hoernigk/Jahn/Wickenhagen, Kommentar zum
FAG, 2. Aufl Einführung S. 5 ff) von dem Gedanken der Entschä—

digung bzw Ersatzleistung für nicht mehr realisierbare Ansprüche

Vertriebener und Flüchtlinge gegen ursprünglich verpflichtete

deutsche oder ausländische Versicherungsträger aus‚ indem es
ihnen einen Anspruch gegen einen Versicherungsträger im Bundesw

gebiet gab, Der "neue” Versicherungsträger sollte dabei grund—
sätzlich nur in dem Umfang leistungspflichtig sein, in dem eine

Verpflichtung aufgrund Anspruchs— oder Anwartschaftserwerbs

gegen den früheren Versicherungsträger bestanden hatte (vgl

55 4, 4 FAG).

An die Stelle dieses Gedankens der Entschädigung setzte das EEG

nach dem Willen des Gesetzgebers und dem Inhalt seiner Normen

den Gedanken der Eingliederung der Vertriebenen und Flüchtlinge

in die neue Heimat° Programmatisch folgte es damit dem Auftrag

aus 5 90 BVFG. Bestimmend dafür war jedoch ferner die Nicht—

vergleichbarkeit der in verschiedenen Gebieten des Auslands

erworbenen Rechte mit den Rechten einheimischer Versicherter

und die auch unter Entechädigungsgesichtspunkten nicht vermeid—

bare Notwendigkeit von Korrekturen dieser Unterschiede mit den

damit verbundenen Schwierigkeiten. Darüber hinaus verlangte die

Anpassung des Fremdrenten— und Auslandsrentenrechts an die

Rentenreform von 4957 —
(ein Ziel, das sich der Gesetzgeber

bereits bei Erlaß der Rentenneuregelungsgesetzes gestellt hatte

—vgl Art 2 S 45 ArVNG; Art 2 5 42 AnVNG—) —-eine mit dem bis—

herigen Rechtszustand nicht mehr in Einklang zu bringende Ver—

wirklichung von Grundsätzen der Rentenneuordnung in jenem

Bereich (vgl dazu den Allgemeinen Teil der Begründung zum Ent—

wurf des FANG, BT—Drucks 4409, 5. Wahlperiode — S. 55 ff _;

s. auch Jantz/Zweng/Eicher‚ aaO, Einführung 8. XIII ff; Merkle/

Michel, aaO, Allgemeine Einführung, C II; Hoernigk/Jahn/Wicken—

hagen, aaO, Einführung 8. E 2 ff). Die beabsichtigte und durch—

geführte Eingliederung hat im Prinzip zum Inhalt, daß die sozial

versicherungsrechtlichen Ansprüche des berechtigten Personen—
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kreises so behandelt werden, als ob die Vertriebenen und Flücht—

linge ihr Arbeits— und Versicherungsleben in Deutschland zurück—

gelegt hätten (vgl BT—Drucks 4409 aaO S. 56). Diese als tat—
bestandliche Fiktion normierte rechtliche Gleichstellung mit den

inländischen Versicherten hat jedoch eine eigene Gestalt behalten.
Einmal bewirkt sie zwar die Unterwerfung der Rechtsansprüche von
Vertriebenen und Flüchtlingen aus Zeiten vor der Vertreibung

und-Flucht unter das allgemein geltende Recht (für die Renten—

versicherung vgl 5 44 FRG). Zum anderen konnten Besonderheiten

aus den gegenüber inländischen Versicherten exzeptionell verschie—

denen Lebenssachverhalten nicht völlig vernachlässigt werden. Vgl

in diesem Zusammenhang auch Art 2 5 52 ArVNG, der die Eingliede—

rung ehemals selbständiger Vertriebener in das Rentenversicherungse

system der Bundesrepublik Deutschland zum Inhalt hat (BSG SozR

Nr 45 zu Art 2 5 52 ArVNG).

Die dem Eingliederungsgedanken folgenden Regelungen des FRG

schaffen deshalb eine dem Inländer vergleichbare Rechtsposition;

diese kann zwar wegen der typisch abweichenden Eigenarten der

Lebensschicksale von Vertriebenen und Flüchtlingen nicht völlig

identisch mit der von Inländern sein. Jedoch müssen aus den dar-

gestellten Grundzügen des FRG bei der Beurteilung von Inhalt und

Umfang jedes Einzelrechts, hier im besonderen der Ansprüche von

Hinterbliebenen aus Versicherungszeiten des Verstorbenen im Aus—

land Folgerungen gezogen werden, die zur Bejahung der Vorlage—

frage führen.

4° Ausgehend von einem eigenständigen Guthaben an Versicherungs—

zeiten bei dem nach 5 4 Buchst a FRG berechtigten Hinterblie—

benen gibt 5 45 FRG keinen Anhalt, Beitragszeiten des Versicher—
ten bei Hinterbliebenenrechten nicht zu berücksichtigen, wenn

der Versicherte selbst nicht unter € 4 FRG fällt und nicht vor
der Vertreibung der Hinterbliebenen verstorben ist.

Soweit es den Fall anbelangt, daß der Versicherte vor der

Vertreibung der Hinterbliebenen im Vertreibungsgebiet ver—

storben war, ist die Rechtsprechung und die Literatur der dar—

gestellten Intention des Gesetzes in 5‘4 Buchst a FRG ohne

Einschränkung gefolgt (s. oben III 4 und 2), Sie hat sich in
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gleicher Weise für den Anwendungsbereich des 5 2 Abs 2 Bundes—

versorgungsgesetz (BVG) durchgesetzt (vgl BSGE 56, 255, 257

mit zahlreichen weiteren Naohweisen); ebenso für die Berücksich—
tigung von Hinterbliebenenrechten bei der Anwendung von Art 6

5 45 FANG iVm Art 2 € 42 ArVNG (BSG SozR Nr 2 zu Art 6 5 45

FANG). Ihr ist in vollem Umfang beizupflichten. Dabei ist dem

44. Senat zuzustimmen, daß die Unstimmigkeiten in der Begrün—

dung verschiedener Entscheidungen (insbesondere BSGE 24, 254

und Urteile vom 47" März 4967 — 44 BA 292/65 — sowie vom
24„ September 4974 — 42/44 RA 68/70 — ) offensichtlich auf einen

Verwechslung der Buchstabenfolge des 5 4 FRG beruhen. Nach dem

Sinnzusammenhang war stets gemeint, daß es sich in diesen

Fällen um Rechte ven Hinterbliebenen aus 5 4 Buchst & FRG han—
delt. Während in der Rechtsprechung — bis auf die Entscheidung61

in BSGEim, 257 (44. Senat) und seen 45, 224 (4. Senat) —für
den weitergehenden Sachverhalt der Vorlage keine abschließenden

Folgerungen gezogen werden, beschränken sich die Literatur—

stimmen ganz überwiegend für die Anerkennung eines vom Bestand

des VersichertenansPruchs losgelösten Anspruchs des (allein)

vertriebenen Hinterbliebenen auf jenen Sachverhalt des “Vor—

verstorbenseins” des Versicherten, weil (nur?) dann unter—

stellt werden könnte, der Versicherte wäre ohne den Tod selbst

anerkannter Vertriebener geworden. Für alle anderen Fälle,

also zB des freiwilligen Verbleibens des Versicherten im Ver—

treibungsland oder der Ausreise ohne eigene Anerkennung als

Vertriebener und späteren Tod, wird die Anspruchsbereohtigung

von Hinterbliebenen aus 5 4 Buchst a FRG für die Berücksichti—

gung von Auslandszeiten des Versicherten nach 55 45, 46 FRG

nicht akzeptiert (vgl zB Schroeter/Kintzel, aaO, % 46 Anm 4;
Merkle/Michel, aaO, % 46 Anm 5; Hoernigk/Jahn/Wickenhagen, aa0,

@ 4 Anm 45; Bergner in SozSich 4974, 474; Ludwig in SozSich
4976, 56, 58). Anderer Ansicht ist — soweit ersichtlich — nur
Stix in Mitt LVA Oberfranken 4979 S- 57‚ 45, allerdings ohne
nähere Begründung,

Die dargestellte Meinung stützt sich in offenkundiger Abkehr

von dem für den Sachverhalt des “Vorverstorbenseins” des Ver—

sicherten anerkannten eigenen Beohtsstatus der vertriebenen
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Hinterbliebenen aus 5 4 Buchst a FRG jetzt vor allem auf angeblich
unhaltbare Konsequenzen. Zum Teil wird die gesetzgeberische Moti—

vation der Regelung auf jenen Sachverhalt des "Vorverstorbenseins"

beschränkt gesehen (zum letzten vgl vor allem Bergner aaO).

Der GS kann dieser Rechtsauffassung nicht folgen, weil sie einen

logischen Bruch der Systematik des Hinterbliebenenrechts nach dem

FRG bedeutet. Wenn man es — wie dargestellt — als sinnvoll und

gewollt akzeptiert hat, daß der Hinterbliebene aus seiner eigenen

Vertreibung auch ein eigenes Recht auf Rente aus der Fiktion eines

Arbeits— und Versicherungslebens des Versicherten im Geltungs—

bereich innerstaatlicher Normen erwerben soll, dann kann man

diese Rechtsposition nicht deshalb sohmälern, weil sie zu

— angeblich — anhaltbaren Ergebnissen für andere Berechtigte

führen müßte. Dazu wird das Beispiel angeführt, daß der Versicher—

te erst nach der Vertreibung der geschiedenen ersten Ehefrau

— ohne als Vertriebener anerkannt zu sein — im Bundesgebiet

stirbt und dort eine zweite Ehefrau hinterläßt. Es wird als

nicht vertretbar angesehen, daß hier der ersten Ehefrau die Bei—

trags— oder Beschäftigungszeiten des Verstorbenen im Vertrei—

bungsgebiet zuzurechnen seien, der zweiten Ehefrau, weil sie

nicht Vertriebene ist, jedoch nicht (Merkle/Michel, aaO, S 46

Anm 53 Schroeter/Kintzel, aaO, S 46 Anm 4; vgl auch die Beispiele

bei Hoernigk/Jahn/Wickenhagen, aaO, S 4 Anm 45 und bei Bergner
und Ludwig aaO sowie in Mitt EVA Oberfranken und Mittelfranken

497? S. 505). Diese Auffassung verkennt das Wesen des Hinter—

bliebenenrechts nach dem FRG, wie es sich aus dessen Rechts—

gestaltung ergibt.

Das Hinterbliebenenrecht nach dem FRG ist, wie schon dargestellt,

als ein eigenes Recht der Hinterbliebenen ausgestaltet worden,

das vom Bestand des Rechts des Versicherten weitgehend losge—

löst wurde, Dies kommt neben der Grundregelung in 5 4 Buchst a
FRG auch in anderen Bestimmungen des FRG zum Ausdruck. Die Rechte

und Pflichten der nach dem EEG Berechtigten in Bezug auf die

Rentenversicherung richten sich nämlich nur insoweit nach den

im Geltungsbereich des Gesetzes geltenden allgemeinen Vorschrif«

ten, als sich aus den Vorschriften des EEG nichts Abweichendes

ergibt (5 44 FRG).
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Der 14. Senat hat zutreffend darauf hingewiesen, daß schon die

Anrechnung von Auslandszeiten des Versicherten als solche bei

der Hinterbliebenenrente die Lösung von allgemeinen versiche—

rungsrechtlichen Grundsätzen bedeutet, wenn der Versicherte

selbst bei Tod vor der Vertreibung der Hinterbliebenen gar keine

Rente nach dem EEG erhalten konnte. Ebenso zutreffend weist er

auf den Wortlaut des 5 46 FRG hin, wonach es für die Anrechnung
auf Beschäftigungszeiten Egg der Vertreibung ankommt. Dabei

kann es hier dahinstehen, ob man diese Worte auf die Vertrei—

bung des Versicherten oder des Hinterbliebenen bezieht. Für den

Fall des Todes des Versicherten vor (irgend) einer Vertreibung

hat seine Vertreibung jedenfalls niemals stattgefunden. Er

konnte also wegen Nichterfüllung dieses sonst auch für ihn

gültigen Tatbestandsmerkmals aus 5 4 Buchst a FRG einen eigenen

AnsPruch nicht erworben haben. Wenn man gleichwohl die Berück«

sichtigung von Auslandszeiten bei den vertriebenen Hinterblie—

benen in diesen Fällen mit dem Sinn und Zweck des FRG und dem

es beherrschenden Eingliederungsgedanken rechtfertigt — begründei

rechtfertigt —, dann kann für den Anspruch jener vertriebenen

Hinterbliebenen, deren Später verstorbener (früherer) Ehemann
im Vertreibungsgebiet geblieben oder im Bundesgebiet nicht als

Vertriebener anerkannt werden ist, unter dem Gesichtspunkt der

Gleichbehandlung wesentlich gleicher Sachverhalte nichts anderes

gelten. Dies um so mehr, als die Hinterbliebenen auf ein solches

Verhalten und dessen rechtliche Konsequenzen regelmäßig eben—
sowenig Einfluß haben wie auf den Vertreibungssachverhalt selbst,

Auch insoweit kann dem 44. Senat darin zugestimmt werden, daß

Vertriebenenschicksale regelmäßig Einzelschicksale sind, deren

Bestimmung weder durch Gesetze noch durch generalisierende

Betrachtung vor— oder nachprogrammiert werden können' Genau auf

die8en Ausgangspunkt zielt aber das Eingliederungsprinzip ab.

Es will den Einzalnen in seiner individuellen Situation erfassen

denjenigen schützen, der gewaltsam aus seinen früheren Lebens—

verhältnissen herausgerissen wurde und die darin begründete

(frühere) Sicherung gegen die Wechselfälle des Lebens Verloren

hat (BT—Drucks 1109, 5. Wahlperiode, Begründung Teil B zu 5 17

— S. 41Lw ). Es muß daher auch bei der Auslegung von Vorschrifta
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des EEG der beherrschende Gedanke bleiben (vgl Jantz/Zweng/Eicher,

aa0‚ Einführung S‚ XIV) und eröffnet ohne weiteres die Erkenntnis,
daß es für den Anspruch des Hinterbliebenen in seiner individu—

ellen Vertreibungssituation keinen Unterschied macht, ob der

Tod des Versicherten als Voraussetzung für die Berücksichtigung

seiner Auslandszeiten vor oder nach der Vertreibung eingetreten

oder ob jener als Vertriebener anerkannt werden ist oder nicht,

5a Die Konsequenzen in Einzelfällen für andere Hinterbliebene

des Versicherten‚ die nach dem EEG keine Berechtigung zuge—

teilt erhalten haben, müssen demgegenüber zurücktreten. Das

BSG hat schon bisher anerkannt, daß sich die Auslegung des

EEG nicht ausschließlich an den gebräuchlichen Maßstäben

des Rechts der gesetzlichen Rentenversicherung orientieren

dürfe3 weil es wie das gesamte FANG den Vertriebenen im

System der sozialen Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland

eine eigene Stellung einräumta Seine Auslegung habe sich

deshalb an der angestrebten sozialen und wirtschaftlichen

Eingliederung der Vertriebenen auszurichten. Es sei für die

Rechtsfolgen hieraus gleichgültig} ob die Anwendung von Vor—

schriften des EEG (nur) zu einem Ausgleich verlorener Rechte

und Anwartschaften oder zu einem Gewinn gegenüber früheren

Verhältnissen und damit möglicherweise sogar zu einer Besser—

stellung der Vertriebenen gegenüber vergleichbaren einhei—

mischen Versicherten führe° Dadurch würde auch nicht gegen

verfassungsrechtliche Grundsätze verstoßen? etwa den Gleich—

heitsgrundsatz aus Art 5 Abs 4 Grundgesetz —GG—(vgl BSGE

40, 2923 295 ff mit zahlreichen weiteren Nachweisen)‚ Dem ist
beizupflichtena Mithin verlieren auch die in der Literatur

angeführten Beispiele mit anscheinend ”untragbaren“ Ergebnis—

sen an Bedeutung. Zu ihrer rechtsvernichtenden Berücksichti—

gung kann man nur gelangen‚ wenn man dem bei bestimmten

Fallgestaltungen begünstigenden Effekt einer EEG—Berechtiu

gung gegenüber allgemeinen Grundsätzen des deutschen Renten—

versicherungsrechts ein über den Eingliederungsgedanken hin—

ausgehendes Gewicht beilegt.
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Im übrigen kennt auch das allgemeine Rentenrecht nicht aus—
nahmslos den Grundsatz der Abhängigkeit des Hinterbliebenen«

rechts vom Bestand des Versichertenrechts (vgl 5 4263 Abs 2

EVO; BSGE 36, 255, 257; Brackmann, Handbuch der SoziaIVersi—

cherung, Band III, S. 688 ff — Erg‚Lfg April 4974 — ). Ebenso—
wenig ist es so gestaltet, daß es das Hinterbliebenenrecht

von der gleichen Rechtsposition anderer "Berechtigter" abhängig

macht, Gerade die Regelung in @ 42 AVG (@ 4265 Reichsversiche"

rungsordnung —RVO—) zeigt, daß jede (von mehreren) Ehefrauen

Individualrechte erwirbt, die von dem Bestand, den Umständen
und den Auswirkungen ihrer Ehe zu dem Versicherten abhängig

sind. Auch nach 5 42 Satz 2 AVG (@ 4265 Satz 2 EVO) kann der

Fall eintreten, daß eine Witwenrente zwar an die frühere Ehe*

frau des Versicherten, nicht aber an dessen spätere Ehefrau

zu gewähren ist (vgl RVO—Verbandskommentar @ 4265 Anm 45 mWN)=

Daraus wird jedoch nirgends der Schluß gezogen, daß es desweger

"unheltbar" sei, der früheren Ehefrau Rente zu gewähren; das
Gesetz bestimmt sogar ausdrücklich das Gegenteil.

.-Der Ausdehnung des Rechts von Hinterbliebenen nach 5 4 Buchst :
FRG auf einen der Vorlagefrage entsprechenden Sachverhalt

stehen auch die Motive des Gesetzgebers nicht entgegen, wie

gelegentlich behauptet wird (vgl insbesondere Bergner, aaO).

In der Tat war es zwar der Ausgangspunkt bereits für die schon

dargestellte Änderung von 5 4 Abs 2 Nr 2 FAG, daß der vorzei—
tige Tod des Versicherten (vor der Vertreibung) das Hintern

bliebenenrecht nicht einschränken sollte (vgl zu BT—Drucks

2487, 2, Wahlperiode). Ob das jedoch der einzige Beweggrund
für die Rechtsänderung war, ist nicht eindeutig. Im Schrift«

lichen Bericht des Sozialpolitischen Ausschusses heißt es
nämlich am Ende (aa0): “In Zukunft soll es genügen, wenn eine

Witwe oder eine Weise eines auch in den vorgenannten Vertrei—

bungsgebieten gewesenen Mannes die im Gesetz vorgesehene Vor—

aussetzung, Deutscher nach Art 446 des Grundgesetzes zu sein,

in ihrer Person erfüllen." Bergner aaO schließt daraus, ge—
meint seien damit nur die im Vertreibungsgebiet verstorbenen

Versicherten. Ein derart eingeschränkter Wille des Gesetz—
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gebers hat jedoch weder in € 4 Abs 2 Nr 2 BAG idB des
2, Änderungsgesetzes noch in 5 4 Buchst a BBG Ausdruck ge—
funden (zur Berücksichtigung der Entstehungsgeschichte eines

Gesetzes bei der Gesetzesauslegung vgl BSG in SozR Nr 9 zu

Art 2 s 55 ArVNG; ferner BSGE25, so, 62; 54, 70, 71 ff).
Die Begründung zu 5 4 Buchst a BBG (aaO) deutet vielmehr
darauf hin, daß der Gesetzgeber die von Bergner gesehene Unter—

scheidung jedenfalls beim BBG nicht mehr im Auge hatte, wenn
hiervon unter der Voraussetzung, daß die Hinterbliebenen selbst

dem Personenkreis der Vertriebenen angehören, schlechthin alle

Hinterbliebenen, also auch die solcher Personen erfaßt werden,
die selbst keine Vertriebenen sind. Beachtet man hierzu ferner

die Absicht des Gesetzgebers, mit dem BBG und dem ihn beherr—
schenden Eingliederungsgedanken aus dem Regelungscharakter des

BAG herauszutreten und neue, bessere Wege zu beschreiten, so
wird ein Plan des Gesetzes sichtbar, der es den Gerichten

erlaubt, eine seinen Vorstellungen entsprechende Gesetzes—

auslegung zu betreiben (vgl BSGB 20, 44, 453 24, 455, 455).

Infolgedessen verwehren es die Gesetzesmaterialien dem GS nicht,

die vom 44, Senat auf seine Vorlagefrage gewünschte Antwort

zu geben.

Auf der Grundlage der vorstehenden Erwägungen ergibt sich die

Bejahung der Vorlagefrage auch aus der Regelung des 5 45 FBG

selbst°

Nach @ 45 Abs 4 Satz 4 BBG stehen Beitragszeiten, die bei

einem nicht deutschen oder nach dem 50. Juni 4945 bei einem

außerhalb des Geltungsbereichs des BBG befindlichen deutschen

Träger der gesetzlichen Rentenversicherung zurückgelegt sind,

den nach Bundesrecht zurückgelegten Beitragszeiten gleich

(Ausnahmen: 5 48 Abs 4 BBG). Die Gleichstellung hat zum Inhalt,
daß Zeiten nach % 45 ohne Einschränkung so zu behandeln sind,

als ob sie als Beitragszeiten im Bundesgebiet zurückgelegt

worden sind; sie stehen ihnen gleich, Wie jene berechtigen sie

den Begünstigten deshalb zu allen Begelleistungen (@ 44 BBG),

werden also insbesondere bei der Wartezeit und bei der Zahl der

anrechnungsfähigen Versicherungsjahre berücksichtigt (vgl
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Merkle/Michel, aa0, @ 45 Anm 4; Jantz/Zweng/Eicher, aa0, @ 45

Anm 7). Die in 5 45 enthaltene Forderung, daß Beiträge entrick

tet sein müssen (5 45 Abs 4 Satz 2 BBG), deutet darauf hin,

daß in 5 45 FRG noch ein Teil des das Vorläuferrecht beherr—
schenden Entschädigungsgedankens enthalten ist (Jantz/Zweng/

Eicher, aaO, @ 45 Anm 2 und 6).

5 45 BBG enthält selbst keine Bestimmung über die von der
Anrechnung von Beitragszeiten begünstigten Personen. Insoweit

ist der Berechtigtenkreis der Grundnorm des 5 4 EPG zu ent—

nehmen (Hoernigk/Jahn/Wickenhagen, aaO, S 45 Anm 2)„ Das

ergibt sich auch aus dem Wortlaut des 5 47 Abs 4 FRG, wonach
@ 45 FRG — ausdehnend — auf bestimmte Personen Anwendung
findet, die nicht zu dem Personenkreis des 5 4 Buchst a bis d
FRG gehören, Sind somit Hinterbliebene von Versicherten nach

5 4 Buchst a BBG berechtigt, Rentenansprüche aufgrund ihrer
für sie eigenstatuarisch begründeten Bechteposition zu er—

heben, sind Beitragszeiten des Versicherten iS von € 45 FRG

bei der Feststellung ihres Anspruchs praktisch wie ein

eigenes Guthaben an Beitragszeiten zugrunde zu legen. Für die

Fälle, in denen der Versicherte selbst nicht zum Personen—

kreis des 5 4 BBG gehört hat und er auch nicht vor der Ver—

treibung der Hinterbliebenen verstorben ist, sieht @ 45 FRG

keine andere Rechtsfolge vor.

Das in 5 45 BBG enthaltene Prinzip der Gleichstellung aus—
ländischer mit inländischen Beitragszeiten verdeutlicht im

übrigen ebenfalls die Richtigkeit der bereits zu 5 4 Buchst a
FRG gefolgerten Auslegung, daß es für die Berücksichtigung

von Beitragszeiten bei Hinterbliebenen nicht darauf ankommen

kann, wann und wo der Versicherte verstorben ist, Meint man

es nämlich ernst mit der Gleichstellung in der Weise, daß

nach Anwendung des 5 45 FRG Beitragszeiten als im Bundesgebiet

zurückgelegt gelten, müssen sie auch wie solche behandelt

werden, Für die Berücksichtigung solcher Zeiten bei Hinter—

bliebenen spielt es aber auch nach den Vorschriften des AVG

oder der EVO keine Rolle, wenn und wo der Versicherte, der sie

im Bundesgebiet abgeleistet hat, verstorben ist (vgl 5 40

Abs 2 AVG, % 4265 Abs 2 RVO).
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8° Die Berücksichtigung von Beitragszeiten des Versicherten

bei dem nach 5 1 Buchst a BBG berechtigten Hinterbliebenen.
findet ihre zeitliche Grenze allerdings nicht stets erst

mit dem Eintritt des Todes des Versicherten, sondern im Falle

einer zeitlich früheren Vertreibung mit diesem Zeitpunkt.

Soweit der Versicherte selbst als Vertriebener anerkannt,

damit Berechtigter nach 5 1 Buchst a FRG geworden ist und
erst danach den Tod gefunden hat, liegt dies auf der Hand.

Dies gilt aber auch dann, wenn nur der Hinterbliebene vertrie—

ben wordenist und die Rechtsstellung aus 5 4 Buchst a EEG
erlangt hat° Gleichgestellt werden nach 5 15 FRG zwar die
tatsächlich zurückgelegten Beitragszeiten. Für sich gesehen

hätte dies zur Folge, daß alle Beitragszeiten, die der Ver—

sicherte vor seinem Tode in dem von 5 15 EEG beschriebenen
Geltungsbereich zurückgelegt hat, berücksichtigungsfähig

wären, also auch die erst nach der Vertreibung der Hinter—

bliebenen zurückgelegten° Der 14, Senat hält dies mit Recht

als mit dem Sinn der Fremdrentenregelung im FRG für das

Rentenversicherungsrecht nicht für vereinbar (so schon in

BSGE 44, 257, 259 mit Hinweisen auf die damit überein—

stimmende Literatur)" Das FRG stellt in der Tat maßgeblich

auf den Umstand einer Vertreibung, damit aber auch auf deren

Zeitpunkt ab. Besonders deutlich wird dies in 5 46 BBG

("„. vor der Vertreibung ... verrichtete Beschäftigung ‚..").

Es geht ganz allgemein von dem Grundsatz aus, daß dem Ver—

sicherten Ersatz für den durch die Vertreibung erlittenen

Verlust seiner bisherigen Rechte zu gewähren ist; daran hat

sich auch durch den Gedanken der Eingliederung im EEG nichts

geändert, wie insbesondere der Wortlaut des 5 46 EEG zeigt‚
Diese Vorschrift kann hier zur Bestimmung von Grenzen des

Rechts aus 5 15 BBG ohne weiteres herangezogen werden, weil

sie, wie dargestellt, den umfassendsten Ausdruck des das

Eremdrentenrecht beherrschenden Eingliederungsgedankens ent—

hält, Weiter als danach kann auch das Recht nach 5 15 FRG
nicht reichen. Deshalb erscheint es saChgerecht, für den oa

Sachverhalt Beitragszeiten unberücksichtigt zu lassen, die

vom Versicherten erst nach der Vertreibung der Hinterbliebenen-

_ 27 _
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_ 27 _

zurückgelegt worden sind‚ Insofern liegt das schädigende

Ereignis, wenn auch in Form nur e i n e r Vertreibung,

vor, das als Maßstab für den Vertreibungsverlust gelten soll

und dann dafür auch herangezogen werden kann, Diese Auffas—

sung schließt sich folgerichtig an den Gedanken der eigen—

ständigen‚ vom Recht des Versicherten losgelösten Berechti—

gung des Hinterbliebenen aus 5 4 Buchst a FRG an, indem sie

die Haßgeblichkeit seines Schicksalsverlaufs bestätigt, Das

Vertreibungsschicksal dieses Hinterbliebenen hat mit seiner

Vertreibung sein Ende gefunden. Zu seinen Gunsten danach

liegende Auslandszeiten anzurechnen, würde ihn jetzt in einer

vom Vertreibungsgedanken nicht mehr zu rechtfertigenden Weise

gegenüber dem Inländer besser stellen, der solche Zeiten

nur auf dem Wege über zwischenstaatliche Vereinbarungen

zugerechnet erhalten kann„ Ist der Hinterbliebene durch seine

Vertreibung “Inländer” geworden‚ muß er sich für die Zeiten
nach diesem Ereignis rentenrechtlioh auch als solcher behan—

deln lassen.

Mit dieser Lösung wird gleichzeitig, wie der 44. Senat aus—

führt, die spekulative Prüfung entbehrlich‚ ob der Versicherte

— und aus welchen Gründen etwa nicht — selbst Vertriebener

geworden wäre. Ferner werden die als unbillig empfundenen

Folgen (s° die oben unter III 4 in der Literatur angeführten

Beispiele) vermieden, die mit der Berücksichtigung von
Beitragszeiten des nicht vertriebenen Versicherten nach der

Vertreibung des Hinterbliebenen verbunden wären. Eine als

Jugendliche vertriebene Frau könnte trotz ihrer Rechtsstel—

lung aus 5 4 Buchst a FRG also nicht die nach ihrer Vertrei—
bung von einem selbst nicht vertriebenen Deutschen oder

heimatlosen Ausländer (u.U. lange) nach ihrer Vertreibung

zurückgelegten Beitragszeiten zugerechnet erhalten, den sie

erst epäter im Bundesgebiet geheiratet hat°

Der GS beantwortet die vom 44, Senat vorgelegten Fragen nach

allem dahin: Ist nur der Hinterbliebene als Vertriebener

anerkannt worden, während der verstorbene Versicherte keine

der Voraussetzungen nach S 4 Buchst a bis d FRG erfüllt hat,
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so sind für die Hinterbliebenenansprüche des nach @4 Buchst a
FRG berechtigten Hinterbliebenen die von dem Versicherten bis

zum Zeitpunkt der Vertreibung des Hinterbliebenen zurückgelegten

Beitragszeiten gemäß % 44, 45 FRG zu berücksichtigen ohne Rück—
sicht darauf, ob der Tod des Versicherten vor oder nach der

Vertreibung des Hinterbliebenen eingetreten ist.

IV

4.Aufgrund der vorstehenden Erwägungen zur Anrechnung v0n Bei—

tragszeiten nach 5 45 FRG bei nach 5 4 Buchst a FRG berechtig—

ten Hinterbliebenen ist der G8 im weiteren zu der Auffassung

gekommen3 daß die hierzu entwickelten Grundsätze auch für die

Anwendung des 5 46 FRG Beachtung verdienen. Darum hält der GS‚
obleich sich die Anfrage des 44. Senats auf den Anwendungsbereich

des @ 45 FRG beschränkt, außerdem, wenn auch nur in den Gründen

seiner Entscheidung" eine entsprechende Aussage zu 5 46 FHG

für angezeigt.

Eine seinem Auftrag zur Rechtsfortbildung und zur Sicherung

einer einheitlichen Rechtsprechung nach 5 45 SGG entsprechende

Ausdehnung der Aussage des GS auf den Anwendungsbereich des

5 46 FRG für die von der Vorlage gekennzeichneten Rechtsfragen

erscheint aus verschiedenen Gründen tunlich: @ 46 FRG unter—

scheidet sich zwar hinsichtlich der von ihm erfaßten Rechts—

tatsachen — Beschäftigungszeiten — von © 45 FRG — Beitrags—

zeiten — . Gleichwohl ist die tatsächliche und rechtliche

Bedeutung von Beitrags— und Beschäftigungszeiten für die Rechte

von Hinterbliebenen (ebenso von Versicherten) in einer Weise
rechtsähnlich‚ daß es nicht sinnvoll oder zweckmäßig erscheint‚

ihnen bei gleichem Sachverhalt eine unterschiedliche materielle

Rechtsfolge beizulegen. Es ist jedenfalls kein verständlicher

Grund ersichtlich3 die Berücksichtigung von Beitrags— und

Beschäftigungszeiten in dem von der Vorlage gekennzeichneten

Rechts— und Tatsachenbereich materiell—rechtlich unterschied—

lich zu behandeln. Wird für den Anspruch einer Hinterbliebenen
gemäß 5 4 Buchst a iVm 5 45 FRG die Beitragszeit des Versicherten
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berücksichtigt, auch wenn dieser erst nach der Vertreibung

— wo auch immer — verstorben ist, so könnte es derselben

oder einer anderen Hinterbliebenen bei sonst gleichem Sach—

verhalt nicht einsichtig gemacht werden, daß dies für Be—

schäftigungszeiten nicht gelte, obwohl % 46 BBG diese den
Beitragszeiten ausdrücklich gleichstellt.

Wortlaut (a) sowie Funktion und Sinn (b) des 5 46 FRG

stehen dem auch unter Beachtung der Systematik, in die die

Vorschrift eingebettet ist, nicht entgegen.

a) 5 46 BBG begünstigt nach dem 46. Lebensjahr verrichtete

Besohäftigungszeiten, soweit sie “vor der Vertreibung"

liegen. Der 4. Senat hat diese Bestimmung dahin ausgelegt,

daß es sich um Beschäftigungszeiten vor der Vertreibung

des Versicherten handeln müsse (BSGE 45, 224, 226), hierfür
allerdings keine nähere Begründung gegeben (so auch

Schroeter/Kintzel, aaO, S 46 Anm 4; Merkle/Michel, aaO,
@46 Anm 5). Insoweit steht die Auffassung des 4. Senats
entgegen der von ihm geäußerten Meinung (aa0) sehr wohl im

WidersPruch zu der Auffassung des 44. Senats in BSGE 44,

257, 259. Der 44. Senat hat dort eine andere Folgerung un—
mittelbar aus dem Wortlaut des @ 46 FRG gezogen, wenn er
die Anrechnung von nach der Vertreibung der Hinterbliebenen

verrichteten Beitragszeiten des Versicherten bei den Hinter—

bliebenen gerade deshalb ausschloß, weil sie nicht vor der

Vertreibung (der Hinterbliebenen nämlich) zurückgelegt
worden sind.

Der Wortlaut des 5 46 FRG ist denn auch nicht so eindeutig,

wie es die zitierte Meinung anscheinend annimmt. Sicherlich

ist in erster Linie an die von dem Beschäftigten vor seiner

Vertreibung verriohteten Tätigkeiten gedacht worden. Die

Fassung des 5 46 FRG schließt aber darüber hinaus die

Folgerung nicht aus, daß hierunter auch Tätigkeiten der

nicht vertriebenen Beschäftigten vor der Vertreibung der

Hinterbliebenen zu verstehen sind. Immerhin setzt der Wort—

laut zumindest “irgendeine" Vertreibung voraus. Diese Auf—

fassung hat gegenüber der anderen Meinung einen nicht zu
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verkennenden Vorteil: Während jene sich für den Fall des
Fehlens einer Vertreibung des Beschäftigten zu einer Ausnahme—

regelung g e g e n den Wortlaut entschließen muß, um die vom

Sinn her erforderliche Berücksichtigung
von Beschäftigungs—

zeiten überhaupt möglich zu machen, wenn es um die Sicherung

des Rechts allein vertriebener Hinterbliebener geht, vermeidet

die vom 11, Senat vertretene Auffassung diesen Umweg für das—

selbe Ergebnis. Hier erscheint deshalb der einfachere Weg als

der bessere. Jedenfalls steht der Wortlaut des 5 16 BBG nicht
entgegen, ihm für die von der Vorlage gekennzeichneten Sach—

verhalte einen gleichen Wertinhalt beizulegen wie 5 45 FRG.
Er bietet keinen Anhalt dafür, es komme für die Berücksichtigung

von Beschäftigungszeiten bei den Hinterbliebenen darauf an, daß

der Beschäftigte vor der Vertreibung (der eigenen oder der der

Hinterbliebenen) verstorben sein müsse.

b) Die Gleichbehandlung von Beschäftigungszeiten mit Beitrags—

zeiten in diesen Fällen entspricht auch der Funktion und dem

Sinn des 5 16 FRG‚ Diese Vorschrift wird allgemein als der
ausgeprägteste Ausdruck des Eingliederungsprinzips angesehen

(vgl insbesondere BSGE24, 251; 45, 224; Schroeter/Kintzel,

aaO, S 16 Anm 1; Merkle/Michel, aa0, Allgemeine Einführung
0 II 4 B) und 5 16 Anm 1; Hoernigk/Jahn/Wickenhagen, aa0, 5 16

Anm 4; Jantz/Zweng/Eicher, aaO, @16 Anm 2). Ihr Ziel ist es,
die volle Gleichstellung der Vertriebenen mit den einheimischen

Versicherten herzustellen, indem über die Berücksichtigung von

Beitragszeiten nach 5 15 BBG hinaus auch für (abhängige) Be—
schäftigungen, für die keine Beiträge entrichtet wurden, die

rechtstatsächliche Fiktion aufgestellt ist, daß sie im Geltungs—

bereich des EEG ausgeübt und der Beschäftigte in diesem Umfang

rentenversichert gewesen ist; dh Beschäftigungszeiten werden so

behandelt, als ob für sie Beiträge entrichtet worden sind. Die

Ausnahmeregelung der 55 16 Satz 2, 17 Abs 2 Satz 1, 18 Abs 2

Satz 2 und Abs 5 steht mit diesem Grundsatz in Einklang. Durch

@ 16 sollen die Nachteile ausgeräumt werden, die sich durch das

Fehlen einer Rentenversicherung im Herkunftsland ergeben (vgl

Jantz/Zweng/Eicher, aaO, S 16 Anm 2), Haben aber die Bestimmungen
des @ 16 FRG gerade den Sinn, das Fehlen von Beitragszeiten nur
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aus diesem Grund auszugleichen und dadurch die nach den all—

gemeinen Bestimmungen eigentlich eintretende Folge des Fehlens

einer rentenversicherungsrechtlich relevanten Versicherungs—

zeit zu vermeiden, so kann für die rechtliche Behandlung

derartiger Beschäftigungszeiten ohne Beitragsleistung grund—

sätzlich nichts anderes gelten als für die Beschäftigungs—

zeit mit Beitragsleistung iS von 5 45 FRG„

Infolgedessen erscheint es geboten9 dort eine unterschiedliche

Behandlung beider Zeittypen zu vermeiden, wo sich aus ihren

Besonderheiten nichts Abweichendes ergibta Das gilt jeden“

falls (auch) für den der Vorlage des 140 Senats gekennzeich—

neten Fall der Berücksichtigung von Beitrags— und Beschäfti—

gungszeiten eines Versicherten/Beschäftigten bei der Hinter—

bliebenenrente einer allein vertriebenen Hinterbliebenen„ und

zwar ohne Rücksicht darauf‚ wo und wann der Versicherte/

Beschäftigte verstorben ist„

Der G8 ist deshalb der Auffassung‚ daß in einem Fall5 in dem

nur der Hinterbliebene als Vertriebener anerkannt worden ist3

der verstorbene Beschäftigte (der ”Versicherte“) keine der
Voraussetzungen nach 5 4 Buchst a bis d FBG erfüllt hat und

sein Tod nicht vor der Vertreibung des Hinterbliebenen

eingetreten ist? für die Hinterbliebenenansprüche des nach

5 4 Buchst a FBG berechtigten Hinterbliebenen die von dem
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Verstorbenen bis zum Zeitpunkt der Vertreibung des Hinter—

bliebenen zurückgelegten Beschäftigungszeiten gemäß 5% 44,
46 FRG zu berücksichtigen sind.
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